
 

Wesentliche Ergebnisse 

Anlass: Sitzung des Planungsausschusses für Agrarstruktur und Küstenschutz am 

14.12.2023  

 

Thema: Beschluss des GAK-Rahmenplans für die Jahre 2024-2027 

  

 

Das wichtigste nationale Förderinstrument der Land- und Forstwirtschaft, zum Küstenschutz und der 

Entwicklung ländlicher Regionen ist die „Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und 

des Küstenschutzes“ (GAK). Der Bundesminister für Ernährung und Landwirtschaft (Vorsitzender), 

der Bundesminister der Finanzen sowie die zuständigen Ministerinnen/Senatorinnen und 

Minister/Senatoren der Länder beschließen im Planungsausschuss für Agrarstruktur und 

Küstenschutz, welche Einzelmaßnahmen über dieses nationale Förderinstrument unterstützt werden 

können. Der Bund erstattet den Ländern 60 Prozent, beim Küstenschutz 70 Prozent der dafür von 

den Ländern geleisteten Ausgaben.  

Nach derzeitigem Stand sollen im Rahmen der GAK für das Jahr 2024 Bundesmittel in Höhe von 907 

Mio. Euro bereitgestellt werden. Die Haushaltsverhandlungen sind allerdings noch nicht 

abgeschlossen.  

Der Planungsausschuss hat im Dezember 2023 den GAK-Rahmenplan 2024-2027 beschlossen, der 

u. a. folgende wesentliche Änderungen enthält: 

1. Für die Ende des Jahres 2023 auslaufenden GAK-Sondermittel für den Waldumbau und die 

Wiederbewaldung soll eine Finanzierung ab 2024 aus dem Klima- und Transformationsfonds 

(KTF) erfolgen. Auch hier ist die Verabschiedung des Bundeshaushaltes 2024 abzuwarten. 

Mittel, die bisher von den Ländern für das Jahr 2024 für diese Maßnahmen der GAK (GAK-

Maßnahmengruppen 5A, Maßnahme 2.0 bzw. 5F, Maßnahme 3.0) eingeplant wurden, 

könnten dann zusätzlich für andere Förderbereiche der GAK verwendet werden.  

2. Im Rahmen der Maßnahme „Waldumbau“ des Förderbereichs 5 „Forsten“ ist bei der Saat, 

Pflanzung und Naturverjüngung künftig ein höherer Anteil standortheimischer Baumarten 

(> 50 Prozent) zu verwenden, der Laubbaumanteil muss mindestens 40 Prozent betragen. 

Hierfür wird die Höhe der Zuwendungen geringfügig angehoben. Mit diesen Änderungen soll 

die Entwicklung stabiler, standortangepasster Wälder vor dem Hintergrund des 

Klimawandels weiter gefördert werden. Auch bei der Maßnahme „Wiederaufforstung“ ist 
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künftig ein höherer Anteil standortheimischer Baumarten (> 50 Prozent) zu verwenden und 

der Laubbaumanteil muss mindestens 40 Prozent betragen. Darüber hinaus soll die um 

10 Prozentpunkte höhere Beihilfeintensität für kleine Waldbesitzer um ein Jahr bis zum 

31. Dezember 2024 verlängert werden. Hintergrund ist, dass Kleinprivatwaldbesitzer durch 

die Folgen von Extremwetter überproportional belastet werden, da die Schäden meist ihren 

gesamten Waldbesitz betreffen und ihnen weniger Möglichkeiten zur Verfügung stehen, die 

erforderlichen Eigenmittel auf ihrer Waldfläche zu erwirtschaften. 

3. Um künftig die Förderung regionaler Wertschöpfungsketten zu stärken, wird im 

Förderbereich 3A „Verbesserung der Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse“ der GAK ein Zuschlag für Betriebe aufgenommen, die ihre 

Produkte in regionalen Wertschöpfungsketten erfassen, verarbeiten und vermarkten. 

Dadurch erhöht sich der Zuschuss zu den Kosten einer Investition. 

4. Über die Fördermaßnahme „Regionalbudget“ des Förderbereichs 1 „Integrierte ländliche 

Entwicklung“ können Kleinprojekte gefördert werden, die insbesondere einen Beitrag zur 

Orts- und Innenentwicklung, zum sozialen und kulturellen Leben, zur Freizeit und Erholung 

und somit für die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse auch auf dem Land leisten. Um die 

ländliche Entwicklung in der Verantwortung der engagierten Menschen vor Ort weiter zu 

unterstützen, wird diese Art von Regionalbudgets nun dauerhaft als Fördermaßnahme in der 

GAK angeboten. 

5. Im Förderbereich 4 K „Förderung besonders nachhaltiger Verfahren im Zusammenhang mit 

der Umsetzung der FFH - und der Vogelschutzrichtlinie“ wird der Erschwernisausgleich bei 

Vorliegen besonderer Einschränkungen bei der Verwendung von Pflanzenschutzmitteln 

ausgeweitet. Der in der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung festlegte Verzicht auf 

Anwendung bestimmter Pflanzenschutzmittel in bestimmten Schutzgebieten kann künftig 

auch auf betroffenen Flächen unterstützt werden, die nicht in Natura 2000-Gebieten liegen.  

Hintergrund dieser Erweiterung ist, dass die durch die Regelung auszugleichenden 

Belastungen der Landwirtschaft i. d. R. nicht davon beeinflusst werden, ob die Flächen 

innerhalb oder außerhalb von Natura 2000-Gebieten liegen. Die Förderung, die durch 

Einschränkungen entstehende Einkommensverluste ausgleicht, erhält die 

Wettbewerbsfähigkeit landwirtschaftlicher Betriebe und stellt damit einen Beitrag zur 

Aufrechterhaltung der auch naturschutzfachlich gebotenen Bewirtschaftung in diesen 

Gebieten sicher.  

6. Um den Umbau der Schweinehaltung für mehr Tierwohl zukunftsfest über ein 

Bundesprogramm zu finanzieren, hat der Planungsausschuss entsprechend erforderliche 

Anpassungen in Maßnahme 1.0 „Agrarinvestitionsförderungsprogramm“ (AFP) des 

Förderbereichs 2A sowie im Förderbereich 4F „Förderung besonders nachhaltiger und 

tiergerechter Haltungsverfahren“ vorgenommen. Die Aussetzung der Fördermöglichkeiten 

der Stallbaumaßnahmen für die Schweinehaltung aus der GAK zur Verbesserung des 

Tierwohls wird auf den 31.12.2027 befristet. 
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7. Da über die Gigabit-Richtlinie des Bundes 2.0 umfassende Fördermöglichkeiten geschaffen 

wurden, ist die Maßnahme 6.0 „Breitbandversorgung ländlicher Räume“ des 

Förderbereichs 1 „Integrierte ländliche Entwicklung“ entbehrlich geworden und kann daher 

gestrichen werden. 

8. Die Befristung der Maßnahmengruppe A im Förderbereich 4 „Förderung der 

Zusammenarbeit im ländlichen Raum für eine markt- und standortangepasste sowie 

umweltgerechte Landbewirtschaftung einschließlich Vertragsnaturschutz und 

Landschaftspflege“ wird bis Ende 2026 verlängert. Damit ist es auch zukünftig möglich, die 

Zusammenarbeit in diesem Bereich zu fördern. Um ökologisch wirtschaftende Betriebe zu 

unterstützen (Maßnahme 4 B 1.0), soll ermöglicht werden, Öko-Prämien auf bestimmten 

Bracheflächen (GLÖZ 8-Flächen) zu zahlen. Zur Verbesserung des Emissions- und 

Gewässerschutzes soll im Rahmen der Maßnahme 4 B 2.0 „Emissionsarme und Gewässer 

schonende Aufbringung von Wirtschaftsdüngern“ künftig nur noch die Aufbringung mittels 

Scheibenschlitzgeräten gefördert werden. Darüber hinaus werden die Förderhöhen bei den 

laufenden Betriebsausgaben zum Schutz vor Schäden durch den Wolf (Maßnahme 4 J 2.0) an 

gestiegene Lohnsätze und Betriebsmittelpreise angepasst. 

9. Als Maßnahme zur Anpassung der Landwirtschaft an den Klimawandel wird im Förderbereich 

„Wasserwirtschaftliche Maßnahmen“ die Förderung von überbetrieblichen 

Bewässerungsmaßnahmen bis Ende 2026 verlängert. 

10. Die bisherigen Sonderrahmenpläne „Maßnahmen des Küstenschutzes in Folge des 

Klimawandels“ und „Maßnahmen des präventiven Hochwasserschutzes“ werden in den 

Allgemeinen GAK-Rahmenplan integriert. Damit werden diese beiden wichtigen 

Förderbereiche jeweils an einer Stelle im Rahmenplan konzentriert und die 

Mittelbewirtschaftung erheblich vereinfacht.  

11. Darüber hinaus werden auch die bisherigen Sonderrahmenpläne „Förderung der ländlichen 

Entwicklung“ und „Maßnahmen des Ökolandbaus und der biologischen Vielfalt“ in den 

allgemeinen Rahmenplan integriert. Die Maßnahmen dieser Sonderrahmenpläne bleiben 

weiterhin förderfähig. Diese Vereinfachung wird für mehr Transparenz sorgen, maßgeblich 

zur Flexibilisierung der GAK-Mittel beitragen und den Verwaltungsaufwand deutlich 

reduzieren.  

 

 

 


